
Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 in
Bezug auf bestimmte Haushalts- und Finanzvorschriften für die Europäische Beobachtungsstelle für

Drogen und Drogensucht und den Zugang zu Dokumenten dieser Beobachtungsstelle

(2002/C 331 E/14)

KOM(2002) 406 endg. — 2002/0175(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 17. Juli 2002)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 des
Rates vom 8. Februar 1993 zur Schaffung einer Europä-
ischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (1)
sind mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. . . . des Rates
vom . . . über die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften und insbeson-
dere dem Artikel 185 dieser Verordnung in Einklang zu
bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die für
das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht auf
Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffent-
lichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission festgelegt (2).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtungen
über Vorschriften verfügen sollten, die mit den Bestimmun-
gen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 auf die Europäische Beobachtungsstelle für
Drogen und Drogensucht zu sorgen, indem die erforderli-
chen Bestimmungen in die Verordnung (EWG) Nr. 302/93
aufgenommen werden.

(5) Es empfiehlt sich, die Bedingungen und Verfahren für die
Verlängerung der Amtszeit des Direktors klarer zu fassen
und die Vorschriften für alle Gemeinschaftseinrichtungen,
bei denen eine Verlängerung möglich ist, zu harmonisieren.

(6) Die Verordnung (EWG) Nr. 302/93 muss dementsprechend
geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 302/93 wird wie folgt geändert:

1. Es wird ein neuer Artikel 6a eingefügt:

„Artikel 6a

Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Par-
laments und des Rates (*) findet Anwendung auf die Doku-
mente der Beobachtungsstelle.

Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs Monaten
nach Inkrafttreten dieser Verordnung die Durchführungs-
bestimmungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.
___________
(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.“

2. Artikel 8 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über die Tä-
tigkeit der Beobachtungsstelle an und übermittelt ihn spä-
testens am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem Rat,
der Kommission, dem Rechnungshof und den Mitgliedstaa-
ten.“

3. Artikel 9 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Beobachtungsstelle wird von einem Direktor geleitet,
der auf Vorschlag der Kommission vom Verwaltungsrat für
fünf Jahre ernannt wird; seine Amtszeit kann auf Vorschlag
der Kommission nur einmal um höchstens fünf Jahre ver-
längert werden.“

Artikel 9 Absatz 1 vierter Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:

„— die Vorbereitung eines Entwurfs für den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben sowie die Ausführung
des Haushaltsplans der Beobachtungsstelle,“

4. Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

Haushalt

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Beobachtungs-
stelle sind Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes
Haushaltsjahr und werden im Haushaltsplan der Beobach-
tungsstelle ausgewiesen; das Haushaltsjahr fällt mit dem Ka-
lenderjahr zusammen.
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(1) ABl. L 36 vom 12.2.1993, S. 1, wie zuletzt geändert durch Ver-
ordnung (EG) Nr. 2220/2000 (ABl. L 253 vom 7.10.2000, S. 1).

(2) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.



(2) Der Haushaltsplan ist in Einnahmen und Zahlungs-
ermächtigungen auszugleichen.

(3) Die Einnahmen der Beobachtungsstelle umfassen un-
beschadet anderer Finanzmittel einen Zuschuss der Gemein-
schaft aus einer spezifischen Haushaltslinie des Gesamthaus-
haltsplans der Europäischen Gemeinschaften (Einzelplan
Kommission), Zahlungen für erbrachte Dienstleistungen so-
wie etwaige Finanzbeiträge der in Artikel 12 beziehungs-
weise Artikel 13 genannten Organisationen, Einrichtungen
und Drittländer.

(4) Die Ausgaben der Beobachtungsstelle umfassen ins-
besondere

a) die Bezüge des Personals, die Verwaltungs- und Infra-
strukturausgaben, die Kosten für Verwaltung

b) und die Kosten für die Unterstützung der an das Reitox
angeschlossenen einzelstaatlichen Informationsnetze so-
wie die durch Vertragsabschlüsse mit den Fachzentren
entstehenden Kosten.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors, der
bis zum 15. Februar vorliegen muss, stellt der Verwaltungs-
rat jedes Jahr den Voranschlag der Einnahmen und Aus-
gaben der Beobachtungsstelle für das folgende Haushaltsjahr
auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stellenplan und
wird der Kommission zusammen mit dem Arbeitsprogramm
der Beobachtungsstelle spätestens zum 31. März durch den
Verwaltungsrat zugeleitet.

Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen
mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europä-
ischen Gemeinschaften dem Europäischen Parlament und
dem Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(6) Die Haushaltsbehörde legt die Höhe des Zuschusses
für die Beobachtungsstelle fest.

(7) Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Beob-
achtungsstelle fest.

(8) Der Verwaltungsrat stellt den endgültigen Haushalts-
plan der Beobachtungsstelle vor Beginn des Haushaltsjahres
fest und passt ihn, soweit erforderlich, dem Gemeinschafts-
zuschuss und den anderen Einnahmen der Beobachtungs-
stelle an.

(9) Der Direktor führt den Haushaltsplan aus.

(10) Der Interne Prüfer der Kommission übt gegenüber
der Beobachtungsstelle dieselben Befugnisse wie gegenüber
den Kommissionsdienststellen aus.

(11) Spätestens zum 1. März des auf das abgeschlossene
Haushaltsjahr folgenden Jahres übermittelt der Rechnungs-
führer der Beobachtungsstelle dem Rechnungsführer der
Kommission die vorläufigen Rechnungen und den Bericht
über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement für
das abgeschlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der
Kommission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der

Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß
Artikel 128 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. . . . des Ra-
tes (*) (im Folgenden: Haushaltsordnung).

(12) Spätestens am 31. März des auf das abgeschlossene
Haushaltsjahr folgenden Jahres übermittelt der Rechnungs-
führer der Kommission dem Rechnungshof die vorläufigen
Rechnungen der Beobachtungsstelle und den Bericht über
die Haushaltsführung und das Finanzmanagement für das
abgeschlossene Haushaltsjahr. Dieser Bericht geht auch
dem Europäischen Parlament und dem Rat zu.

(13) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungs-
hofes zu den vorläufigen Rechnungen der Beobachtungs-
stelle gemäß Artikel 129 der Haushaltsordnung stellt der
Direktor in eigener Verantwortung die endgültigen Jahres-
abschlüsse der Beobachtungsstelle auf und legt sie dem Ver-
waltungsrat zur Stellungnahme vor.

(14) Der Verwaltungsrat der Beobachtungsstelle gibt eine
Stellungnahme zu den endgültigen Jahresabschlüssen der
Beobachtungsstelle ab.

(15) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahres-
abschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des Verwal-
tungsrats spätestens am 1. Juli des auf das abgeschlossene
Haushaltsjahr folgenden Jahres dem Europäischen Par-
lament, dem Rat, der Kommission und dem Rechnungshof
zu.

(16) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(17) Der Direktor der Beobachtungsstelle übermittelt dem
Rechnungshof spätestens am 30. September eine Antwort
auf seine Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Ver-
waltungsrat zu.

(18) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit entscheidet, erteilt das Europäische Parlament
dem Direktor vor dem 30. April des Jahres n+2 Entlastung
zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

(19) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Beobachtungsstelle geltende Finanz-
regelung. Diese darf von der Rahmenfinanzregelung, die die
Kommission gemäß Artikel 185 der Haushaltsordnung für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften
beschließt, nur abweichen, wenn besondere Merkmale der
Funktionsweise der Beobachtungsstelle es erfordern und so-
fern die Kommission dem zustimmt.
___________
(*) ABl. L . . .“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am [. . .] Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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